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(2) L a s t e n a u f z ü g e :
a) Aufzüge, die nur zur Beförderung von Lasten 

ohne Führerbegleitung dienen (Lastenauf­
züge).

b) Kleine Aufzüge zur Beförderung von Lasten 
bis zu 100 kg, die nicht betretbar sind und 
deren Schacht nicht mehr als 1 m2 Quer­
schnitt hat (Kleinlastenaufzüge).
In nicht feuergefährlichen Betrieben darf 
bei Verwendung von Betongegengewichten 
der Schachtquerschnitt 1,2 m2 betragen.

(3) S o n d e r a u f z ü g e :
a) Bremsfahrstühle für kleine Getreidemühlen, 

die täglich nicht mehr als 5000 kg Getreide 
verarbeiten können (Bremsaufzüge).

b) Lastenfördermittel, bei denen das beladene 
Fördergerät unter dem Einfluß der Last 
nach unten geht, während das zweite leere 
Fördergerät oder das Gegengewicht dadurch 
nach oben gezogen wird (Ablaßvorrichtun- 
gen).

Baugenehmigung und Anzeigers flicht
S 3

(1) Wer eine unter § 1 fallende Aufzugsanlage auf- 
steilen oder eine vorhandene Aufzugsanlage we­
sentlich verändern will, hat folgende Bedingungen 
zu erfüllen:

a) Unter Vorlage von Bauzeichnungen und bau­
technischen Berechnungen ist die Genehmi­
gung der zuständigen Bauaufsichtsbehörde 
für den baulichen Teil der Aufzugsanlage 
(Fahrschacht, Durchbrechung der Decken, 
Errichtung in Treppenhäusern, Lichthöfen, 
an der Außenseite von Gebäuden usw.) her­
beizuführen. Bauvorhaben, deren Entwürfe 
von staatlichen Entwurfsbüros oder volks­
eigenen Entwurfsbetrieben gefertigt wer­
den, werden nur von den Güteingenieuren 
der staatlichen Entwurfsbüros oder der 
volkseigenen Entwurfsbetriebe geprüft und 
bautechnisch abgenommen.

b) Der zuständigen Arbeitsschutzinspektion 
(Technische Überwachung) ist von der beab­
sichtigten Errichtung oder Änderung des 
maschinellen Teiles der Aufzugsanlage so­
wie von der Auswechslung von Tragmitteln 
als auch von größeren Schäden und Repara­
turen an betriebswichtigen Teilen Meldung 
zu erstatten.
Die Arbeitsschutzinspektion entscheidet, ob 
die beabsichtigte Änderung oder Auswechs­
lung des maschinellen Teiles der Anlage so 
erheblich ist, daß technische Unterlagen bei­
zubringen sind.
Verpflichtet zur Anzeige ist derjenige, auf 
dessen Rechnung und Gefahr die Anlage be­
trieben wird, bei sogenannten Mietauf­
zügen der Vermieter des Aufzuges.

(2) Die Meldung bei der Arbeitsschutzinspektion 
hat vor Beginn der Montagearbeiten zu erfolgen. 
Bei Neuanlagen sind in je zweifacher Ausfertigung 
beizufügen:

a) Eine Beschreibung der Anlage nach dem 
Muster gemäß Anlage 1.

b) Eine Zeichnung, aus der alle zur Prüfung 
und Berechnung der Aufzugsanlage oder 
ihrer Änderung erforderlichen Angaben und 
Maße hervorgehen müssen.
Bei kleinen Aufzügen genügen statt beson­
derer Zeichnungen Maßskizzen in den Be­
schreibungen.

c) Eine Werksbescheinigung des Herstellers über 
die Bruchfestigkeit des Werkstoffes der 
Tragmittel, aus der auch deren mechanischer 
Aufbau ersichtlich sein muß.
Bei Seilen als Tragmittel genügt eine 
schriftliche Erklärung desjenigen, der den 
Einbau vornimmt, wonach das für die An­
lage verwendete Seil einer Lieferung ent­
nommen wurde, für die das Herstellerwerk 
die in Abschrift beigefügte Werksbescheini­
gung ausgestellt hat.
Kann für ein Tragmittel eine Werksbeschei­
nigung nicht erbracht werden, so ist der 
Festigkeitsnachweis durch das Prüfprotokoll 
einer anerkannten Materialprüfstelle zu er­
bringen.

d) Der rechnerische Nachweis der Sicherheit 
des Aufzuges. Er hat sich auf die Berechnung 
der Tragmittel, des Rollengerüstes und der 
bei dem Bruch der Tragmittel durch die 
Fangvorrichtung beanspruchten Teile sowie 
auf die Beanspruchung der hauptsächlich 
tragenden Teile der Antriebsmaschine, ins­
besondere der Wellen und Getriebe, als auch 
auf die Treibfähigkeit der Treibscheibe und 
die Flächenpressung sowohl für die neue als 
auch für die eingelaufene Rille zu er­
strecken. Bei frei stehenden Gerüsten ist die 
Beanspruchung der wesentlichen Gerüst­
teile nachzuweisen.

e) Skizzen für die Tür- und Steuersperren so­
wie über die Fangvorrichtung.

f) Ein Schaltplan der elektrischen Anlage, der 
durch ein Stromlaufschaltbild ergänzt wer­
den muß, auf dem in einfacher Weise die 
gewählte Schaltung dargestellt ist.

g) Abschriften der Bescheinigungen über die 
typenmäßige Zulassung (Bauartprüfung) von 
vcrgeschriebenen Sicherheitseinrichtungen.

Die eingereichten Unterlagen werden vom zustän­
digen Sachverständigen vorgeprüft und mit seinem 
Prüfungsvermerk versehen.

(3) Tritt ein Wechsel des nach Abs. 1 zur Anzeige 
verpflichteten Aufzugsbesitzers ein, so hat der neue 
Besitzer der Arbeitsschutzinspektion binnen 6 Wo­
chen hiervon zu berichten.

Allgemeine Grundsätze

§ 4
(1) Die Aufzugsanlagen müssen in Bauart, Aus­

führung und Ausrüstung den anerkannten Regeln 
der Wissenschaft und Technik entsprechen.

(2) Als solche gelten insbesondere:
a) Die Technischen Grundsätze (TG) für den 

Bau und die Prüfung von Aufzügen, heraus­
gegeben vom Ministerium für Arbeit der 
Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik. Sie werden ergänzt durch die je-


